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sierten Staatswesen einem Staatsstreich der Der tiefste 1Nn der erschlie{ßt sıch erst

dann, wWenn als unerläßlicher Bestandteil dereiner Revolution begegnet werden kann. Die
Lehrbücher des Staatsrechts und die Kom- freiheitlichen Staatsgesinnung aufgefalst wird
entiare ZU Grundgesetz können 1Ur die un 1mM wachen Bewufßtsein des Volkes als
allgemeinen rechtlichen Prinzıpijen darlegen, selbstverständliches echt ebt Das erfüllt
die die Anwendung des rechtfertigen. seinen weck vollkommensten, WenNnn on  A

Die Entscheidung darüber, ob 1n einem kon- den Eıintritt des Ernsttalls für seine Anwen-
kreten Fall tatsächlich Wiıderstand geleistet dung überhaupt verhindert (M Pribilla, der
werden soll un darf, kann jeweils Nur nach 1nnn des Widerstandsrechts, 1n dieser Zschr. 145
Abwägung saämtlıcher Gesichtspunkte, die für des Widerstandsrechts, 1n dieser Zschr. 145
und eine Anwendung des sprechen, [1949/50] 386)
AusSs der einzelnen Sıtuation heraus getroffen Es 1st daher begrüßen, daß der eut-
werden. 7 den vordringlichen Aufgaben der sche Bundestag das Anliegen des Antrags, den
Staatsrechtslehre wird gehören, den Aus- Hans-Christoph Seebohm bereits 1mM Parla-
nahmecharakter dieses Rechts, den auch der mentaris  en Rat gestellt hat, aufgegriffen
Bundesgerichtshof 1n wWwe1l Entscheidungen ba- un den Abs des Art 1n das e1n-
sonders betont hat, klar herauszustellen4. Es gefügt hat Diese Verfassungsbestimmung
ware  E verhängnisvoll, wWenNnn Art. Abs wird sich, W1e INa  - en darf, für die Festi-
in der öffentlichen Meınung dahingehend VeOeI- Suns eines wachen un!: freiheitlichen Staats-
standen würde, durch diese Verfassungsbe- bewußfßtseins 1n der Bundesrepublik SCHCNS-
stimmung colle das W.  $ das nach WI1e VOT das reich auswirken. Die Gefahr des Mißbrauchs
iußerste Mittel ZUr Verteidigung unNnseTrer frei- dieser Bestimmung 1St zweiıftellos gegeben. S16
heitlich-demokratischen Verfassung darstellt, sollte jedoch nıcht srofß eingeschätzt WOCI-

gewissermafßen 1n kleine Münze umgeschmol- den Bereıts 1m Jahr 1948 hat dazu Max Pri-
ZC1 werden. bıilla in seinen noch heute unverändert yülti-

SCH Ausführungen ber das geschrieben
Vgl Urt. des Bundesgerichtshofs GF 14 (An den renzen der Staatsgewalt,

„Die große Mehrheit der Deutschen 1St nach1961 1n * Neue Jur. Wochenschr.
1962, 195 r mi1t krit. Anm Arndt, a.2.0 Denkart un Erziehung veranlagt, daß bei
430 fi 9 terner Urt. Bundesgerichtshofs Y ıhnen eıne übermäfßige Beanspruchung des

Widerstandsrechts nıcht befürchten iIsSt.  «1953 StR 212/52 1n : Neue Jur. Wochenschr.
1953, 1639 Joseph Listl! SJ

Katholiken, Kıirche, Staat in der DDR

Wenn die Katholiken der 10zese MeißenAm Aprıl 196/ es eintausend Jahre
her, da{fß die Bischofssynode VO  : avenna in den ersten Septembertagen dieses Jahres 1n

der Hofkirche Dresden ıhr Millenniumter Orsitz Papst Johannes’ XIII. den Vor-
schlag Kaiser ÖOttos aufgegriffen hat, 1mM fejerlich begehen, wird iıhnen bewußt se1in,
Raum zwischen lbe un!: der ıne ordent- daß iıhr Bıstum nıcht 1U be1 seiner Gründung
iıche kırchliche Jurisdiktion aufzubauen. S0 1n den Begınn des zehnten Jahrhunderts
wurde das Erzbistum Magdeburg gegründet, eroberten cJawis  en Gebieten der Ost-
dessen Bischof albert 1mM Jahr 968 reı wel- SreNZE des Reiches eine Sonderstellung
tere Bıschöte weihte: BOoso VO  - Merseburg, den deutschen Bıstümern einnahm. 7Ziemlich
Hugo VO'  3 Zeıtz und Burchard VO  e Meißen. > stiımmen die renzen der vier Bistü-
In der Reformationszeit untergegangen, WUuTr- INner von damals MI1t denen der DD  > VO:  ;

heute übereın. Das ber 1St Grundde 1921 wen1ı1gstens e1nes der Bıstümer wI1e-
derhergestellt: Meißen. der Frage, W 1€e sıch diıe Katholiken 1n der
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DDR heute darstellen, welche Gruppierungen der sozialistischen Gemeinschaft und des Ta

sich vorhinden und wıe sich ıhr Verhältnis z1ialistischen Staates mitzugestalten“, wurde:
den gesellschaftlichen Gegebenheiten entwickelt eın Passus auf Glaubens- und Gewissenstrei-
hat heit eingefügt. Eın Zusatz ZU Art. 38, 1UN-

Die Behauptung, die zwanzigjährige Teıi- mehr rechtskräftig, 1St WweIit wichtiger: „Nähe-
lung Deutschlands habe keine der doch NUr 1C5 kann durch Vereinbarung geregelt WEerTr-

geringe Auswirkungen auf den Katholizismus den. Damıt hat der Staat tormal weni1gstens
„drüben“ gehabt, wiırd nıcht dadurch glaub- teilweise den Wünschen der Kırchen ENTISPITO-
würdiger, daß s1ie häufig wiederholrt wırd der chen. Die Kiırche wird quası als Partner des
einfachhin als still gemachte Voraussetzung Staates respektiert, da sS1e Abmachungen
oilt. Sıcherlich, ıne Spaltung der katholischen und Verträgen mi1t dem Staat berechtigt iSst.
Kıiırche in Deutschland S  1st nıcht eingetreten. Da dieser Aatz inhaltlich recht dehnbar ist,
Und die Hierarchie 1St n1e ın die Schwier1g- hat sıch das Regime damit auch die Möglich-
keiten pgerateN, die für die Evangeliıschen Kiır- keit offengehalten, auf dieser Basıs Verein-
chen Deuts!  an: VO  3 vornhereın gegeben barungen mit dem Vatikan kommen. etz-

Es gab auf katholischer Seite keine wiırd Von der DDR-Regierung S1'  cher
groß angelegten Versuche eınes Arrangements nıcht ausgeschlossen, da ihrem Wunsch nach
mit dem Staat. Doch 1St die Situation der ein- internationaler Aufwertung entgegenkäme.
einhalb Millionen Katholiken in der DDR 1n Die Neujahrsglückwünsche des Staatsratsvor-
den etzten Jahren zweiıtellos schwieriger DC- sitzenden UÜlbricht n den Papst bestätigen
worden. Das hat seinen Grund nıcht eintach dies. Auch der Wunsch nach Verselbständi-
darın, daß sıch der staatliche Druck verschärft SUuNns der Sprengel westdeutscher Diıözesen auf
hätte, wenn auch die Auswirkungen der 1m DDR-Territorium 1STt hier eNNECN.,

April dieses Jahres beschlossenen Verfassungs- Be1 der Beurteilung der Rechtslage von

anderung und der damit verbundene Verlust Kirche un! Gläubigen mu{fßß auch das NECUEC

der juristischen Stellung einer Körperschaft Strafgesetzbuch berücksichtigt werden. Hıer
öffentlichen Rechts noch nıcht übersehen aßt sich N:  cht der Schluß ziehen, se1l ein
sind. Anliegen SCWESCH, die Position der Kirchen

Nur mehr eın Artikel des Verfassungsent- zielstrebig schmälern. Sicher genießt kirch-
wurfs, der Art.38, hatte 1n we1ı Absätzen liches Eigentum künftig NUur den Schutz NOT-
das echt auf Religionsausübung vorgesehen: malen Privateigentums und nıcht den erhöh-

(1) er Bürger der DDR hat das Recht, ten sozialistischen E1ıgentums. Doch sind etiw2
wıesich einem religiösen Glauben bekennen Beichtgeheimnis Gottesdienstausübung

und religiöse Handlungen auszuüben. weıter gesichert. Dem Wortlaut nach WIr:!
(2) Dıie Kirchen und anderen Religionsge- }  ; weniger 1im Strafrecht als in der Vertas-

meinschaften haben ihre Angelegenheiten und SUuNns VO:  »3 einer Verschlechterung der Posıition
der Kirchen sprechen müussen. Zweitellos Iannihre Tätigkeit in Übereinstimmung mit der

Verfassung und den gesetzlichen Bestimmun- vornehmlich die Verschärfung des politischen
SCh durchzuführen Strafrechts ın Weise die Kıir-

YTSt der Aassıve rotest der evangelischen che, VOT em bei Meinungsäußerungen in der
wI1e katholischen Oberhirten, ber auch die Predigt, 1m Unterricht USW,. ausgelegt werden.
schwierige Sıtuation, ın die regıimetreue hr1- Bedenkt Man, daß auch das bisher gültige
sten durch den Wegfall weitergehenden Schut- Strafrecht oder die bisherige Verfassung bei
Zr der Religion WI1e 1n der seit 1949 1n Bedart Progressiv sozialistisch, und das heißt
Kraft befindlichen Verfassung garantıert War oft atheistisch, angewandt wurden, 1St dar-
peraten N, hat wel nachträglichen Aaus alleın auf ıne Verschlechterung nıcht
Zusätzen geführt. In den Art.:20, der jedem chließen
Bürger das echt zuspricht, „das politische, Die Religionsfreiheit iımmerhin 1St an-
wirtschaftliche, soz1ıale und kulturelle Leben tiert. Und taßtrt iINnan diesen Begriff CeN:  >
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nämlich als Kultfreiheit, WIr: INa  - Eın- blemstellung VO]  - ıhr selbst gelöst werden
und Übergriffe Nur selten feststellen können. mufß So gyab s1e sıch bis 1n Jüngster elit als
Liturgie, Wallfahrten, Prozessionen, eli- eın festgefügter Block, 1n dem selbst 1in poli-
gionsunterricht, Seelsorgearbeit in Pfarraben- tischen Fragen Meinungsunterschiede 7zwischen
den, Hausbesuche, Spezialseelsorge in Tagun- Hierarchie und Laien ıcht ZULage traten.

SCH für Akademiker, Genossenschaftsbauern Neunzehn Jahre DDR en nıcht einer
UuSW., Priesterausbildung in dre Bıldungsstät- Aufspaltung führen können, Ww1e s1e die Ka-
tcNh, Seelsorgshelferinnenausbildung un holiken in anderen Ostblockstaaten vıiel-

leicht mıt Ausnahme Polens innehmenSar Kirchenbau sınd in einem Ma{i gewähr-
leistet, das unlls gering scheinen mMag, die ult- mußten. Doch gibt seit dem Bau der Mauer
freiheit ber voll respektiert. Jede Wırkung praktisch keine vyesamtdeutsche Fuldaer Biı-
der Kirche ber diesen Bereich hınaus, jede schofskonferenz mehr, der der mitteldeut-
kritische Stellungnahme den gesellschaftli- sche Episkopat teilnehmen ürfte, ohl ber
chen Verhältnissen, wird, wWenn nıcht Panz und ıne Berliner Ordinarienkonferenz, der alle
5i behindert, doch argwöhnisch betrachtet. Bischöfe un! Weihbischöfe auf dem Gebiet
So konnten die Bischöfe beispielsweise anliäß- der DDR angehören, SOWEeIlt S1e eigene Bıiıstü:
lıch der wirklich volksweit geführten Diskus- inNner (Berlin, Meißen, Erzbischöfliches Amt
S10N ZUrFr Familiengesetzgebung War Tre Görlitz als Sprengel der 1özese Breslau) VOTr-

walten der ber Kommissarıate und Ge-Meınung öffentlich kundtun, doch wurde s1e
Von den Staatsorganen höflich ankend edig- neralvikariate bundesdeutscher Biıstümer (Ge-
lıch als Eingabe der einzelnen Bischöfe als neralvikariat Erfurt für Fulda, Kommissarıat
Privatpersonen, nıcht als Ausdruck des Wiil- Magdeburg für Paderborn, Kommissarıat und
lens aller Gläubigen Generalvikariat Meınıngen für Würzburg,

Es lassen sıch natürlich leicht weıtere Be1i- Kommissarıat Schwerin für Osnabrück), die
spiele finden für die renzen der kirchlichen auf< DDR-Regime kontrollierten Boden

liegen.Freiheit. 50 1St Kirchenbau möglich und der
Staat zibt Miıttel für den Wiederaufbau Sieht und Ort  .. INan sich drüben in den
kunsthistorisch wertvoller Kirchen, z. B der reisen des Episkopats, des Klerus, der GDDU
Hotkirche 1ın Dresden un der Hedwigskathe- Katholiken un der wenıger exponierten
drale 1N Berlin. Andererseits wird bedenken- Gläubigen, wırd INa  3 1mM Lauf der etzten
los gehandelt, WeNnNn 6S 1mM Zug der soz1ialisti- Monate un: ın Zukunft wohl noch stärker
schen Umgestaltung erforderlich scheint, eben- den Je verschiedenen Beurteilungen atholi-
solche Bauten abzureißen. Beispiele aiur sind scher Sıtuation gegenüber den veränderten
das Wahrzeichen der Ostseestadt Wısmar, die Verhältnissen spüren, daß die durch eiınen
Marıenkirche, die Heıilig-Geist- sSOWI1e die Ü eigenen Staatssekretär für Kirchenfragen Ver-
richskirche in Magdeburg und die 1mM Maı die- körperte Taktik der SED, die Kontakte der
SCS Jahres erfolgte Sprengung der Leipziger katholischen Kirche Miıtteldeutschlands ZUr
Universitätskirche. Kirche 1n der Bundesrepublik auf den Briefver-

Die eigentlichen Schwierigkeiten der Katho- kehr beschränken, nıcht völlig erfolglos Be-
liken ber liegen anderswo. So scheinen WEei blieben 1St. In einem sind sıch er 1INZW1-
Ursachen haben. Die Auswirkungen des schen die Katholiken drüben ein1g: die kirch-
Konzils miıt ihren Tendenzen zZur Dezentrali- lichen Verhältnisse der Bundesrepublik onn-
sierung der Gesamtkirche überschneiden sich ten für ihr eigenes Leben nıcht beispielhaft
mit den Folgen der durch den Mauerbau her- se1n. Die Probleme S11N| andere un eriordern
vorgerufenen Desillusionierung. Die katholi- andere Lösungen. Insotern stehen iıhnen die
sche Kırche 1n der DD  — sieht sıch Sanz autf Tschechoslowakei, Ja selbst Litauen niäher. So
sıch allein gestellt. Zu lange schon hat s1e mit nımmt ıcht wunder, daß ıne Frage wıe
oftenem der heimlichem Schielen auf den die der Überführung westdeutscher Kommuis-
Westen übersehen, daß die iıhr eigene Pro- sarıate auf DDR-Gebiet 1n eigenständige Di15-
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für unls nahezu ideologische Tragweite Besonders bei den Studentengemeinden
hat, drüben ber 1Ur pragmatischen Ge- trıftt S1e damit auf offene Ohren Aus deren
sichtspunkten betrachtet wird. Reihen wird mehr und mehr der iınnerkirch-

Die Kırche 1St sıch weıter noch e1n1g dariın, ıche Dialog w1e der miıt den Atheisten ZC-
dafß die einzelnen sıch möglichst qualifizieren ordert. Hıer werden Brietfe verfaßt, die
mussen, entscheidende Führungsstellen 1mM westdeutsche Spenden für DDR-Katholiken
wirtschaftlichen un öffentlichen Leben — angesichts des Hungers 1n der Welt ablehnen
reichen. Es 1St weithin keıine ede mehr VO der polnischen Missionaren für deren Arbeirt
Wi;ıderstand. Doch inwıeweılt sıch der einzelne ZUr Verfügung gestellt wıissen wollen. Es wird
el mit dem Staat arrangıeren darf, dıe- unmif$verständlich gefragt, die PDiO=
SCT Frage zerbricht nach und nach die bis- zesansynode 1n Meifßen nıcht stärke-
herige monoli:thiısche Einheit. Wenn dıe Bı- LA Beteiligung aller Gläubigen durchgeführt
schöfe 1er kluge Formeln finden, wırd iıh- wırd und weshalb sıch keine Kommissıon
1enN zumiındest gelingen, da{fß die instituti0- deutlich miıt den gesellschaftlichen Verhältnis-
nelle Einheit bewahrt bleibt, da es nıcht SCI1 betafßt Tatsächlich z1bt es 1n den Bere1ı-
Vereinigungen VO  ]} Friedenspriestern kommt chen der Erziehung un: Bildung, der Beruts-
WwI1e 1n anderen Ostblockstaaten. Die Laijen tätigkeit der Frau,; des Studiums 1Ur

hingegen sind schon heute 1n verschiedenste ein1ges CLNCN Möglichkeiten ALr Miıt-
Meıinungsgruppen gespalten. arbeit. Das Wıssen, nıcht 1n allen Belangen

Am weıtesten MIt dem Staat eingelassen frei se1n, dıspensiert nıcht wiırd 5G
hat sich ıne Gruppe VO:  - Katholiken 1n der Sagt VOoON jeglichem Tun, berechtigt nicht
CDU, VO  - den Bischöten als Emigranten be- einfachhin zZzu Rückzug 1n den privaten Be-
argwöhnt, VO:  ; manchen Ptarrern AuUSs dem reich S50 mancher Priester 1St mißgestimmt
aktıven Gemeindeleben ausgeschlossen. Sıe darüber, da{fß die Bischöfe völlig unverdächti-
stehen 1n Positionen, die eın Neın ZU Staat SCh Theologen die Teilnahme den (ze-
einfach nıcht zulassen. Sıe wollen zeıgen, daß sprächen der Paulusgesellscha mi1t Marxisten
Katholiken 1n der DDR nıcht 1Ur legal ka- 1n Marıenbad untersagt en Und schon
holisch se1n, sondern darüber hiınaus mi1ıt vlie- haben sıch Priester miıt dem Bensberger Kreis
len polıtischen un!: gesellschaftlichen 7Zielen 1n Verbindung gESETZLT, weil nach ihrer Autf-
ihrer Regierung übereinstimmen können. Da fassung die dort angefaßten Fragen auch VON

iıhnen rlaubt wird, ine „Monatsschrift pro- ihnen angefaßt werden mussen.
gressıver Katholiken“ herauszugeben, dıe 1mM Sorgfältig sucht die oftizijelle Kirche alles

Jahrgang erscheinende „Begegnung“, 1St als meıden, W as eıne stärkere Difterenzierung
eın Hoften der SED aut eın stärkeres Enga- der Gläubigen ZuUuUr Folge en könnte. Be1
gEeEMENT der Katholiken 1m Staat ersie- der Mehrzahl der 25 bis 0/9 Gottesdienst-
hen Von der Mehrzahl der intellektuellen besucher (knapp 0/9 der Einwohner sınd
Katholiken, besonders ber VO Klerus Mr katholisch) mu{ das auch noch nıcht befürch-
lesen, wiıird S1e VO':  3 seıten der oftiziellen Kır- tet werden. Doch selbst Priester, die VO  - der
che als nıcht vorhanden betrachtet. Da ber Kanzel künden, heute werte INan Pıus X IL
den bischofseigenen UOrganen den Laien sınd VOT, habe ZUr Judenvernichtung geschwie-
1mM wesentlichen 1Ur das „Hedwigsblatt“ für SCH, 1n dreißig Jahren werde INa  3 Ühnliches
Berlin und der „Tag des Herrn“ für Meifßen VO  «} den Katholiken der DD  Z Nn, sind der
zugänglıch innerkiırchliche Kritik kaum Überzeugung, eın Dialog wenıgstens se1l CI -

entnehmen 1St, hat diese CDU-Zeitschrift 1n torderlich. Tatsächlich meıint eine Anzahl VOoNn

guLie Chance, schwer bekommende Katholiken, INa  ; musse aus der eserve her-
Intormationen mMIi1t Artikeln staatsbejahender ausgehen un gestaltend mitwirken.
Tendenz verbreiten. Klemens Richter
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